Ausgabe A 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 1 Ausgegeben Danzig, den 4. Jauuar 1935 
Inhalt: Verordnung betreffend Einführung eines neuen Vermögenſteuergeſetzzte ng. S. 1 

Verordnung betreffend Einführung eines neuen Grundvermögenſteuergeſetze s. S. 6 
1 Verordnung 


betreffend Einführung eines neuen Vermögenſteuergeſetzes. 
Gemäß $ 1 Ziffer 53 Buchſt. c, 82 Buchſt. a und d des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Das Vermögenſteuergeſetz erhält folgenden Wortlaut: 
Vermögenſteuergeſetz 
J. Steuerpflicht, Bemeſſungsgrundlage 
8 1 
Unbeſchränkte Steuerpflicht 
(1) Unbeſchränkt vermögenſteuerpflichtig find: 
1. natürliche Perſonen, die im Inland einen Wohnſitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben; 
2. die folgenden Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die ihre Ge⸗ 
ſchäftsleitung oder ihren Sitz im Inland haben: 
a) Kapitalgeſellſchaften (Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Geſell⸗ 
ſchaften mit beſchränkter Haftung); 
b) Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften; 
c) Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit: 
d) ſonſtige juriſtiſche Perſonen des privaten Rechts; 
e) nichtrechtsfähige Vereine, Anſtalten, Stiftungen und andere Zweckvermögen; 
f) Kreditanſtalten des öffentlichen Rechts. 
(2) Die unbeſchränkte Vermögenſteuerpflicht erſtreckt ſich auf das Geſamtvermögen. 


8 2 
Beſchränkte Steuerpflicht 
(1) Beſchränkt vermögenſteuerpflichtig find: 
1. natürliche Perſonen, die im Inland weder einen Wohnſitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
haben; 
2. Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die weder ihre Geſchäftsleitung 
noch ihren Sitz im Inlande haben. 
(2) Die beſchränkte Vermögenſteuerpflicht erſtreckt ſich nur auf das Inlandsvermögen. 


8 3 
Befreiungen 
(1) Von der Vermögenſteuer ſind befreit: 

1. die Bank von Danzig; 

2. die Staatsbank; 

3. Unternehmen, wenn die Anteile an ihnen ausſchließlich der Freien Stadt Danzig, einer Ge⸗ 
meinde, einem Gemeindeverband oder einem Zweckverband gehören und die Erträge ausſchließ⸗ 
lich dieſen Körperſchaften zufließen. Dies gilt nicht für Kreditunternehmen; 
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4, die öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen, ſoweit fie der Pflege des 
eigentlichen Sparverkehrs dienen; 

5. Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen, die nach der Satzung, Stiftung 
oder ſonſtigen Verfaſſung und nach ihrer tatſächlichen Geſchäftsführung ausſchließlich und un⸗ 
mittelbar kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen. Unterhalten fie einen 
wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb, der über den Rahmen einer Vermögensverwaltung hinaus⸗ 
geht, ſo ſind ſie inſoweit ſteuerpflichtig; 

6. rechtsfähige Penſions⸗, Witwen⸗, Waiſen⸗, Sterbe⸗, Kranken⸗, Unterſtützungskaſſen und ſon⸗ 
ſtige rechtsfähige Hilfskaſſen für Fälle der Not und Arbeitsloſigkeit nach näherer Anordnung 
des Senats. 

(2) Die Befreiungen nach Abſ. 1 Ziffer 3 bis 6 find auf beſchränkt Steuerpflichtige ($ 2) nicht 
anzuwenden. 
8 4 


Bemeſſungsgrundlage 


(1) Bei der Veranlagung zur Vermögenſteuer iſt das Geſamtvermögen der unbeſchränkt Steuer- 
pflichtigen (S 1 Abſ. 2) und das Inlandsvermögen der beſchränkt Steuerpflichtigen ($ 2 Abſ. 2) 
mit dem Wert anzuſetzen, der nach den §8 64 bis 68 des Bewertungsgeſetzes ermittelt worden iſt. Bei 
unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaften iſt mindeſtens der im $ 6 Abſ. 1 bezeichnete Ver⸗ 
mögensbetrag anzuſetzen. 

(2) Der Wert des Geſamtvermögens oder des Inlandsvermögens wird auf volle 1000 Gulden 


abgerundet. Beträge bis zu 500 Gulden werden nach unten, Beträge über 500 Gulden nach oben 
abgerundet. 


II. Steuerberechnung 
8 5 
Freigrenze für natürliche Perſonen 

(1) berſteigt das nach den Vorſchriften des § 4 feſtgeſtellte Geſamt⸗ oder Inlands⸗Vermögen 
natürlicher Perſonen nicht den Betrag von 10000 Gulden, ſo wird eine Vermögenſteuer nicht er⸗ 
hoben. 

(2) Die im Abſ. 1 feſtgeſetzte Grenze erhöht ſich bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen auf 15 000 
Gulden, wenn am Hauptveranlagungszeitpunkt ein oder zwei minderjährige Kinder im Sinne des 
§ 31 Abſ. 2 Ziff. 2 des Einkommenſteuergeſetzes vorhanden find. Sie erhöht ſich auf 20 000 Gulden, 
wenn am Hauptveranlagungszeitpunkt mehr als zwei minderjährige Kinder vorhanden ſind. 

(8) Auf Antrag ſind unbeſchränkt ſteuerpflichtige Perſonen von der Vermögenſteuer freizuſtellen, 
wenn ihr Geſamtvermögen am Hauptveranlagungszeitpunkt nicht mehr als 50 000 G beträgt und die 
folgenden Vorausſetzungen gegeben ſind: 

1. Der Steuerpflichtige muß am Hauptveranlagungszeitpunkt über 60 Jahre alt oder für min⸗ 
deſtens 3 Jahre erwerbsunfähig fein; 

2. das letzte Jahreseinkommen des Steuerpflichtigen darf nicht mehr als 2 400 G betragen 
haben. Maßgebend iſt das Einkommen, mit dem der Steuerpflichtige für das Kalenderjahr 
veranlagt worden iſt, in dem der Hauptveranlagungszeitpunkt liegt. Iſt der Steuerpflich⸗ 
tige für dieſes Kalenderjahr nicht zur Ein kommenſteuer veranlagt worden, fo iſt das Einkom⸗ 
men nach den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes zu berechnen; 

3. das Geſamtvermögen muß hauptſächlich aus ſonſtigem Vermögen oder aus Grundvermögen 
im Sinne des Bewertungsgeſetzes beſtehen. 


8 6 
Mindeſtbeſteuerung und Beſteuerungsgrenze bei Körperſchaften 


(1) Als Mindeſtvermögen wird bei unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Kapitalgeſellſchaften ($ 1 Abſ. 1 
Ziffer 2 zu a) der Beſteuerung zugrunde gelegt: 
1. bei Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ein Betrag von 50 000 Gulden; 
2. bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ein Betrag von 20 000 Gulden. 
3 gilt auch für Kapitalgeſellſchaften, die nur mit einem Teil ihres Vermögens der Steuer unter⸗ 
iegen. 
(2) Von den übrigen unbeſchränkt ſteuerpflichtigen Körperſchaften, Perſonenvereinigungen und 
Vermögensmaſſen (8 1 Abſ. 1 Ziffer 2 zu b bis f) ſowie von den beſchränkt ſteuerpflichtigen Körper⸗ 
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ſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen (8 2 Abf. 1 Ziffer 2) wird die Vermögen⸗ 
ſteuer nur erhoben, wenn das Geſamtvermögen oder Inlandsvermögen (8 4) 10 000 Gulden über- 
ſteigt. 
8 7 
Steuerpflichtiges Vermögen 


Als ſteuerpflichtiges Vermögen gilt 
1. bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen 
a) bei natürlichen Perſonen und bei den in $ 6 Abf. 2 bezeichneten Körperſchaften, Per⸗ 
ſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen 
das Geſamtvermögen (8 4), 
b) bei Kapitalgeſellſchaften 
das Geſamtvermögen, mindeſtens jedoch der in 8 6 Abſ. 1 bezeichnete Vermögens⸗ 
betrag; 
2. bei beſchränkt Steuerpflichtigen 
das Inlandsvermögen ($ 4). 


8 8 
Steuerſatz 


(1) Die Vermögenſteuer beträgt jährlich: 
wenn das abgerundete ſteuerpflichtige Vermögen 12 000 G nicht überſteigt, 2 vom Tauſend des ſteuer⸗ 

pflichtigen Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerpflichtige Vermögen 12 000 G aber nicht 30 000 G überſteigt, 3 vom 

Tauſend des ſteuerpflichtigen Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerpflichtige Vermögen 30000 G aber nicht 60 000 G überfteigt, 4 vom 

Tauſend des ſteuerpflichtigen Vermögens, 
wenn das abgerundete ſteuerpflichtige Vermögen 60 000 G überfteigt, 5 vom Tauſend des ſteuer⸗ 

pflichtigen Vermögens. 

(2) Der Unterſchied zwiſchen der Steuer nach Abſ. 1 und der Steuer, die zu zahlen wäre, 
wenn das ſteuerpflichtige Vermögen nur die letzte vorhergehende in Abſ. 1 bezeichnete Vermögensgrenze 
erreicht hätte, wird nur inſoweit erhoben, als er aus der Hälfte des dieſe Vermögensgrenze über⸗ 
ſteigenden Betrages des abgerundeten ſteuerpflichtigen Vermögens gedeckt werden kann. 

(3) Die nach Abf. 1 und 2 berechnete Steuer ermäßigt ſich bei unbeſchränkt Steuerpflichtigen um 
5 v. H. des Steuerbetrages für jedes am Hauptveranlagungszeitpunkt vorhandene unter 8 31 Abſ. 2 
Ziffer 2 des Einkommenſteuergeſetzes fallende Kind. 


8 9 
Pauſchbeſteuerung bei Auslandsbeziehungen 
Der Leiter des Landesſteueramts kann die Steuer ohne Rückſicht auf das ausgewieſene Vermögen 
in einem Pauſchbetrag feſtſetzen, wenn beſondere unmittelbare oder mittelbare wirtſchaftliche Beziehungen 
des Steuerpflichtigen zu einer Perſon, die im Inland entweder nicht oder nur beſchränkt ſteuerpflichtig 
iſt, eine Vermögensminderung ermöglichen. Der Leiter des Landesſteueramts entſcheidet nach ſeinem 
Ermeſſen. 
III. Veranlagung 
8 10 
Zuſammenveranlagung 
(1) Für die Veranlagung der Vermögenſteuer wird das Vermögen von Ehegatten zuſammen⸗ 
gerechnet, ſofern beide Ehegatten unbeſchränkt ſteuer pflichtig ſind und am Hauptveranlagungszeitpunkt 
nicht dauernd voneinander getrennt leben. 
(2) Die Eltern werden mit ihren am Hauptveranlagungszeitpunkt vorhandenen Kindern zu⸗ 
ſammen veranlagt, ſoweit für dieſe eine Steuerermäßigung nach 8 8 Abſ. 3 gewährt wird. 
8 11 
Hauptveranlagung N 
(1) Die allgemeine Veranlagung der Vermögenſteuer (Hauptveranlagung) wird für einen Zeit- 
raum von 3 Kalenderjahren vorgenommen. Der Senat kann beſtimmen, daß die Hauptveranlagung 
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für einen kürzeren oder längeren Zeitraum vorgenommen wird. Der een für den die Haupt⸗ 


veranlagung gilt, iſt der Hauptveranlagungszeitraum. 

(2) Der Hauptveranlagung wird der Wert des ſteuerpflichtigen 8 (8 7) zu Grunde 
gelegt, der auf den Schluß des Kalenderjahres ermittelt worden iſt, das dem Hauptveranlagungs⸗ 
zeitraum vorangeht (Hauptveranlagungszeitpunft). 

(3) Bei gewerblichen Betrieben mit regelmäßigen jährlichen Abſchlüſſen, deren Geſchäftsjahr vom 
Kalenderjahr abweicht, tritt auf Antrag der Betriebsinhaber an Stelle des Standes des Betriebs- 
vermögens am Hauptveranlagungszeitpunkt deſſen Stand am Schluß des letzten vor dem Hauptver⸗ 
anlagungszeitpunkt endenden Geſchäftsjahres. An einen gemäß Satz 1 geſtellten Antrag bleibt der 
Steuerpflichtige auch für künftige Veranlagungszeiträume gebunden. 

(4) Im Falle des Abſ. 3 ſind die zwiſchen dem Schluſſe eines Geſchäftsjahres und dem nach 
Abſ. 2 maßgebenden Hauptveranlagungszeitpunkt eingetretenen Verſchiebungen zwiſchen dem Betriebs- 
vermögen und dem übrigen Vermögen der Betriebsinhaber zu berückſichtigen. 


8 12 
Neuveranlagung 


(1) Die Vermögenſteuer wird neu veranlagt (Neuveranlagung), wenn der Wert des Geſamtver⸗ 
mögens oder des Inlandsvermögens (§ 4) der ſich für den Schluß eines Kalenderjahres ergibt, um 
mehr als den fünften Teil von dem Mert abweicht, der an ſich für das folgende Kalenderjahr maß⸗ 
gebend ſein würde. Bei Kapitalgeſellſchaften iſt für die Ermittlung des Umfangs der Vermögens⸗ 
änderung mindeſtens von dem im $ 6 Abſ. 1 bezeichneten Beträgen auszugehen. Der Senat kann die 
Wertgrenze anders feſtſetzen. 

(2) Der Neuveranlagung wird der Wert des ſteuerpflichtigen Vermögens ($ 7) zu Grunde ge⸗ 
legt, der auf den Schluß des Kalenderjahres ermittelt worden iſt, in dem die Wertänderung eintritt. 
Der Schluß dieſes Kalenderjahres iſt der Neuveranlagungszeitpunkt. $ 11 Abſ. 3 und 4 gelten ent⸗ 
ſprechend. 

(3) Eine Herabſetzung der Steuer erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag iſt bis zum Ablauf des 
Kalenderjahrs zu ſtellen, auf deſſen Beginn die Neuveranlagung begehrt wird. Er kann in jedem Fall 
noch innerhalb eines Monats ſeit dem Tag geſtellt werden, an dem die Veranlagung, die durch den 
Antrag berührt wird, unanfechtbar geworden iſt. Die Antragsfriſt iſt eine Ausſchlußfriſt. 

(4) Die Neuveranlagung gilt von dem Beginn des Kalenderjahres ab, das auf den Neuveran- 
lagungszeitpunkt folgt. Die urſprüngliche Veranlagung gilt bis zu dieſem Zeitpunkt. 

(5) Soweit die perſönlichen Verhältniſſe eines Steuerpflichtigen Einfluß auf die Höhe der Ver— 
mögenſteuer haben ($ 5 Abſ. 2 und 3, $ 8 Abi. 3, § 10 Abſ. 2) it im Falle der Durchführung einer 


Neuveranlagung maßgebend deren Stand am Neuveranlagungszeitpunkt. Wegen Anderung der perſön— 


lichen Verhältniſſe eines Steuerpflichtigen allein findet eine Neuveranlagung nicht ſtatt. 
8 13 
Nachveranlagung 
(1) Die Vermögenſteuer wird nachträglich veranlagt (Nachveranlagung), wenn nach dem Haupt- 
veranlagungszeitpunkt ($ 11 Abſ. 2) 
1. die perſönliche Steuerpflicht neu begründet wird oder 
2. ein perſönlicher Befreiungsgrund wegfällt oder 
3. ein beſchränkt Steuerpflichtiger unbeſchränkt ſteuerpflichtig oder ein unbeſchränkt Steuer— 
pflichtiger beſchränkt ſteuerpflichtig wird. 

(2) Der Nachveranlagung wird der Wert des ſteuerpflichtigen Vermögens (8 7) zugrunde ge⸗ 
legt, der auf den Schluß des Kalenderjahrs ermittelt worden iſt, in dem das maßgebende Ereignis 
eingetreten iſt. Der Schluß dieſes Kalenderjahrs iſt der N achveranlagungszeitpunkt. § 11 Abſ. 3 und 4 
gelten entſprechend. 

(3) Die Nachveranlagung gilt ab dem Beginn des Kalenderjahrs, das dem Nachveranlagungs⸗ 
zeitpunkt folgt. 

(4) 8 12 Abſ. 4 Satz 1 findet entſprechende Anwendung. 


8 14 
Wegfall der Steuerpflicht 
Erliſcht die Steuerpflicht oder tritt ein perſön licher Befreiungsgrund ein, ſo wird die Steuer bis 
zum Schluß des Kalenderjahrs erhoben, in dem die Steuerpflicht erloſchen oder der Befreiungsgrund 
eingetreten iſt. f 
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IV. Steuer entrichtung 
8 15 
Entrichtung der Jahresſteuerſchuld 
(1) Die feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt in vierteljährlichen Raten am 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt 
und 15. November jedes Jahres zu entrichten. 


(2) Die durch § 10 der Verordnung betreffend die Einkommenſteuer der nichtbuchführenden Land⸗ 
wirte vom 24. Januar 1934 (G. Bl. S. 29) getroffene beſondere Regelung bleibt unberührt. 


§ 16 
Vorauszahlungen 
f Iſt dem Steuerpflichtigen bis zu einem der im $ 15 bezeichneten Fälligkeitstage die Jahres⸗ 
ſteuerſchuld noch nicht bekanntgegeben, ſo hat er an dieſem Tag eine Vorauszahlung in Höhe eines 
Viertels der zuletzt feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. $ 15 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


$ 17 
Abrechnung über die Vorauszahlungen 

(1) Iſt die Summe der Vorauszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des Steuerbeſcheids zu ent⸗ 
richten waren (§ 16), kleiner als die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid 
für die vorangegangenen Fälligkeitstage ergibt (8 15), jo iſt der Unterſchiedsbetrag innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Steuerbeſcheids zu entrichten (Nachzahlung). Die Verpflichtung, rück⸗ 
ſtändige Vorauszahlungen ſchon früher zu entrich ten, bleibt unberührt. 

(2) Dit die Summe der Vorauszahlungen, die bis zur Bekanntgabe des Steuerbeſcheids entrichtet 
worden iſt, größer als die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid für die vor⸗ 
angegangenen Fälligkeitstage ergibt ($ 15), jo wird der Anterſchiedsbetrag nach Bekanntgabe des 
Steuerbeſcheids durch Aufrechnung oder Zurückzah lung ausgeglichen. 

(3) Die Ab. 1 und 2 gelten entſprechend, wenn die Veranlagung durch einen neuen Beſcheid (3. B. 
Neuveranlagung, Berichtigungsveranlagung, Rechts mittelentſcheidung) mit rückwirkender Kraft geändert 
wird. 

8 18 
Nachentrichtung der Steuer 


Hatte der Steuerpflichtige bis zur Bekanntgabe der Jahresſteuerſchuld keine Vorauszahlungen nach 
$ 16 zu entrichten, jo hat er die Steuerſchuld, die ſich nach dem bekanntgegebenen Steuerbeſcheid für 
die vorangegangenen Fälligkeitstage ergibt ($ 16), innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Steuerbeſcheids zu entrichten. 

8 19 
Steuerverteilung im Innenverhältnis 

(1) Werden Ehegatten oder werden Eltern mit ihren Kindern zuſammen zur Vermögenſteuer 

veranlagt ($ 10) und fällt die Steuerſchuld nach bürgerlichem Recht mehreren der Beteiligten zur Laſt, 


ſo ſind für die Auseinanderſetzung der Beteiligten untereinander die einzelnen Steuerteile nach dem Ver⸗ 
hältnis zu berechnen, in dem ihre Anteile am ſteuerpflichtigen Geſamtvermögen zu einander ſtehen. 


(2) Abſ. 1 gilt entſprechend für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft hinſichtlich der vermögensrecht⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
beteiligten Abkömmlingen. 


V. Übergangs: und Schlußvorſchriften 
8 20 
Ausdehnung des Kreiſes der Steuerpflichtigen 
Der Senat wird ermächtigt, andere Perſonenvereinigungen als die im $ 1 Abi. 1 Ziffer 2 ge⸗ 
nannten für unbeſchränkt ſteuerpflichtig zu erklären und ihre Beſteuerung zu regeln. 


8 21 
Genoſſenſchaften 


Der Senat wird ermächtigt, beſtimmte Gruppen von Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
von der Steuer zu befreien oder ihre Beſteuerung beſonders zu regeln. g i 


8 22 
Erſte Hauptveranlagung 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung und folgender Maßgabe in Kraft: 
1. als erſter Hauptveranlagungszeitraum gilt die Zeit vom 1. Januar 1935 bis 31. Dezember 
1937; 
2. als erſter Hauptveranlagungszeitpunkt gilt der 31. Dezember 1934; 
3. als erſter Neu: und Nachfeſtſtellungszeitpunkt gilt der 31. Dezember 1935. 


Danzig, den 27. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Huth v. Wnuck 


2 Verordnung 
betreffend Einführung eines neuen Grundvermögenſteuergeſetzes. 


Vom 27. Dezember 1934. 


Gemäß 8 1 Ziffer 53 Buchſt. m und § 2 Buchſt. a und d des Geſetzes zur Behebung der Not 
von Volk und Staat vom 26. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft ver⸗ 
ordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Erhebung einer Grundvermögenſteuer vom 24. März 1932 (G. Bl. 

S. 173) erhält folgenden Wortlaut: 


Grundvermögenſteuergeſetz 


8 1 
(1) Die Grundvermögenſteuer wird als Gemeindeſteuer nach Maßgabe der Vorſchriften dieſes 
Geſetzes vom landwirtſchaftlichen und forſtwirtſchaftlichen Vermögen ſowie vom Grundvermögen und 
Betriebsgrundſtücken erhoben. 
(2) Für die Verwaltung der Grundvermögenſteuer gilt das Steuergrundgeſetz. 


Steuerpflicht 


82 
(1) Steuergegenſtand iſt das landwirtſchaftliche und forſtwirtſchaftliche Vermögen (88 28 bis 47 
Bew. G.), das Grundvermögen (§8 48 bis 51 Bew. G.) und Betriebsgrundſtücke (58 55 Bew. G.), 
ſoweit fie ſich auf das Inland erſtrecken. 
(2) Erſtreckt ſich der Steuergegenſtand auf mehrere Gemeinden, ſo unterliegt er der Grundver⸗ 
mögenſteuer in der Gemeinde inſoweit, als er ſich auf die Gemeinde erſtreckt. 


8 3 
(1) Von der Steuer find befreit: 


1. Steuergegenſtände, die von der Freien Stadt Danzig, den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
oder von ſonſtigen inländiſchen Körperſchaften oder Anſtalten des öffentlichen Rechts ihrem 
Hauptzweck nach unmittelbar zu einem öffentlichen Dienſt oder Gebrauch benutzt werden. Iſt 
der Steuergegenſtand der Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt von einem Dritten zur Ver⸗ 
fügung geſtellt, ſo tritt die Befreiung nur dann ein, wenn dies unentgeltlich geſchieht. Dieſe 
Beſchränkung gilt nicht, wenn der Grundbeſitz im Eigentum einer anderen Körperſchaft, Stif⸗ 
tung oder Anſtalt der in Satz 1 bezeichneten Art jteht; 


2. Steuergegenſtände, die von den in Nr. 1 bezeichneten Körperſchaften, Stiftungen oder An⸗ 
ſtalten ausſchließlich oder unmittelbar für gemeinnützige oder mildtätige Zwecke benutzt 
werden; das gleiche gilt für Steuergegenſtände, die in dieſer Weiſe von ſolchen inländiſchen 
Körperſchaften, Perſonenvereinigungen oder Vermögensmaſſen benutzt werden, die nach der 
Satzung, Stiftung oder ſonſtigen Verfaſſung ausſchließlich und unmittelbar gemeinnützigen 
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oder mildtätigen Zwecken dienen. Satz 1 gilt entſprechend für Steuergegenſtände, die von 
einer Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts ausſchließlich für ihre Zwecke unmittelbar 
benutzt werden. Iſt der Steuergegenſtand der Körperſchaft, Stiftung, Anſtalt, Perſonenver⸗ 
einigung, Vermögensmaſſe oder Religionsgeſellſchaft des öffentlichen Rechts von einem Dritten 
zur Verfügung geſtellt, fo tritt die Befreiung nur dann ein, wenn dies unentgeltlich geſchieht; 


3. dem öffentlichen Verkehr dienende Wege, Straßen, Brücken, Plätze leinſchließlich der Flug⸗ 
häfen und Verkehrlandeplätze ohne die bebauten Teile), ſowie die fließenden Gewäſſer (Flüſſe, 
Bäche und dergl.), die Deiche, die im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Anlagen der Be⸗ 
und Entwäſſerungsverbände, die Anlandungen, deren Nutzung kraft Geſetzes der zur Unter⸗ 
haltung des Waſſerlaufs verpflichteten Körperſchaft des öffentlichen Rechts zuſteht, und die 
öffentlichen Beſtattungsplätze; 


4. Steuergegenſtände im Eigentum eines fremden Staates, die von diplomatiſchen Vertretungen 


oder Konſulaten dieſes Staates für ihre Zwecke unmittelbar benutzt werden, ſofern Gegenſeitig⸗ 
keit gewährt wird. 


(2) Soweit Grundſtücke Wohnzwecken dienen, ſind ſie nicht als zu einem öffentlichen Dienſt oder 
Gebrauch (Abſ. 1 Ziffer 1) oder zu gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken oder zu Zwecken einer 
Religionsgeſellſchaft (Abi. 1 Ziffer 2) benutzt anzuſehen. 


Dies gilt nicht: 


1. Für Kaſernenquartiere und Bereitſchaftsräume der Schutzpolizei, ſowie für Wohnungen, die 
mit den Kaſernenquartieren oder den Bereitſchaftsräumen zuſammenhängen oder in ihrer Nähe 
liegen und Angehörigen der Schutzpolizei im dienſtlichen Intereſſe zugewieſen worden find; 


2. für Räume zur Unterbringung von Kranken, Gebrechlichen und ſonſtigen hilfs⸗ und ſchutz⸗ 
bedürftigen Perſonen in Altersheimen, Kranken-, Pflege⸗ und ähnlichen Anſtalten, einſchl. der 
Schlaf⸗ und Aufenthaltsräume des Pflegeperſonals, ſofern im übrigen die Vorausſetzungen 
des Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 gegeben ſind. 


(3) Liegen die Vorausſetzungen der Befreiung nur für einen Teil des Grundbeſitzes vor, ſo gilt 
die Befreiung nur für dieſen Teil. 


(4) Maßgebend für die Anwendung der Abſätze 1 bis 3 ſind die Verhältniſſe bei Beginn des 
Veranlagungszeitraumes ($ 8). 


(5) Die durch 8 2 Ziffer 1 des Geſetzes über die Steuerbefreiung zur Erleichterung des Woh⸗ 
nungsbaus vom 9. 12. 1925 (G. Bl. S. 379) und auf Grund des Geſetzes vom 8. 1. 1926 zur 
Anderung des Kommunalabgabengeſetzes in der Faſſung der Verordnung vom 30. 1. 1931 gewährten 
Steuerbefreiungen und Erleichterungen werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


8 4 

(1) Steuerſchuldner iſt der Eigentümer. Für grundſtücksgleiche Berechtigungen iſt Steuerſchuldner 
der Berechtigte. Iſt ein Gebäude in Ausübung eines Rechts an einem fremden Grundſtück oder nur zu 
einem vorübergehenden Zweck auf fremden Grund und Boden errichtet worden, ſo iſt Steuerſchuldner 
des auf den Grund und Boden entfallenden Steuerbetrages der Eigentümer des Grund und Bodens, 
Steuerſchuldner des auf das Gebäude entfallenden Steuerbetrages der Eigentümer des Gebäudes; dies 
gilt entſprechend, wenn ein Gebäude in Ausübung eines Miet⸗, Pacht⸗ oder ſonſtigen Rechtsverhält⸗ 
niſſes auf fremdem Grund und Boden errichtet iſt, auch wenn es weſentlicher Beſtandteil geworden 
iſt. Gehören die Betriebsmittel oder Gebäude eines landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärt⸗ 
neriſchen Betriebes einem anderen, als dem Eigentümer des Grund und Bodens, ſo iſt Steuerſchuldner 
für den geſamten Betrieb der Eigentümer des Grund und Bodens. Der Eigentümer des Grund und 
Bodens iſt jedoch vorbehaltlich abweichender Vereinbarung der Vertragsgegner berechtigt, von dem 
Eigentümer der Betriebsmittel oder Gebäude Erſatz der anteiligen Steuer zu verlangen. Eine Verteilung 
der Steuer oder Beſteuerungsgrundlage auf die beteiligten Eigentümer durch die Steuerbehörde findet 
aus dieſem Anlaß nicht ſtatt. Maßgebend für die Anwendung der Sätze 1 bis 4 ſind die Verhältniſſe 
bei Beginn des Veranlagungszeitraumes ($ 8). 


(2) Geht der Steuergegenſtand in das Eigentum einer anderen Perſon über, ſo iſt Steuerſchuldner 
bis zum Ende des Kalendervierteljahres, in dem der Wechſel eingetreten iſt, der bisherige Eigentümer, 
von dem Beginn des folgenden Kalendervierteljahres an der Erwerber. Der Erwerber hat den bis⸗ 
herigen Eigentümer für die von dieſem auf die Zeit nach dem Übergang des Eigentums entrichtete 
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Steuer ſchadlos zu halten, ſoweit nicht etwas anderes vereinbart iſt. Satz 1, 2 gelten entſprechend beim 
Wechſel der in Abſ. 1 Satz 2 bis 4 bezeichneten Perſonen. 

(3) Sind an dem Steuergegenſtand mehrere gemeinſchaftlich berechtigt (3. B. zu Bruchteilen oder 
zur geſamten Hand), ſo haften ſie als Geſamtſchuldner. Ferner haften als Geſamtſchuldner für die 
Steuerſchuld des Eigentümres oder der Berechtigten der Nutznießer und der Nießbraucher des Steuer⸗ 
gegenſtandes; beim Erbbaurecht, ſofern dieſes ausgeübt wird, haftet als Geſamtſchuldner für die Steuer⸗ 
ſchuld des Eigentümers auch der Erbbauberechtigte, 


85 
Die Grundvermögenſteuer ruht auf dem Steuergegenſtand als öffentliche Laſt. 


Beſteuerungsgrundlage 


8 6 
Beſteuerungsgrundlage iſt der nach den Vorſchriften des Bewertungsgeſetzes für den Steuergegen⸗ 
ſtand feſtgeſtellte Einheitswert ($ 20 Bew. G.). 


8 7 

(1) Die Höhe der Grundvermögenſteuer wird von den Gemeinden kraft eigenen Rechts jeweils 
durch Beſtimmung des Steuerſatzes feſtgeſetzt. Für die Beſtimmung des Steuerſatzes gelten folgende 
Grundſätze: 

(2) Der Steuerſatz iſt in Tauſendſteln des Einheitswertes auszudrücken und durch Steuerordnung 
bekannt zu geben. Er kann für ein oder mehrere volle Rechnungsjahre oder für unbeſtimmte Zeit be⸗ 
ſtimmt werden. Der für unbeſtimmte Zeit beſtimmte Steuerſatz gilt ohne weiteres für ein ſpäteres Rech⸗ 
nungsjahr, wenn nicht vor dem Beginn dieſes Rechnungsjahres eine Abänderung beſchloſſen iſt. Als 
Rechnungsjahr gilt der Zeitraum vom 1. April bis 31. März. Eine nachträgliche Erhöhung des für 
ein Rechnungsjahr feſtgeſetzten Steuerſatzes iſt nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

(3) Eine Abſtufung des Steuerſatzes (3. B. nach Wert oder Größe) iſt ausgeſchloſſen, jedoch kann 
für das landwirtſchaftliche und forſtwirtſchaftliche Vermögen ein niedrigerer Steuerſatz als für das 
Grundvermögen und Betriebsgrundſtücke beſtimmt werden. 

(4) Die gemäß Abſ. 1 beſchloſſenen Steuerordnungen bedürfen einer Genehmigung durch die Auf- 
ſichtsbehörde nach dem Kommunalabgabengeſetz inſoweit, als der Steuerſatz eine vom Senat zu be⸗ 
ſtimmende Grenze überſteigt. 


Veranlagung und Erhebung 
Veranlagung 
8 8 

(1) Die Feſtſetzung der Grundvermögenſteuer (Veranlagung) wird für das Rechnungsjahr vor⸗ 
genommen (Veranlagungszeitraum). Die Veranlagung erfolgt in der Stadtgemeinde Danzig durch das 
Steueramt II, in den übrigen Städten durch den Magiſtrat, in den Landgemeinden durch den Gemeinde⸗ 
vorſtand. 

(2) Der Veranlagung wird der Einheitswert zu Grunde gelegt, der für den letzten vor Beginn 
des Veranlagungszeitraums liegende Hauptfeſtſtellungszeitpunkt ermittelt iſt. Iſt auf den 31. De 
zember des Kalenderjahres, das dem Beginn des Veranlagungszeitraumes vorangeht, für einen 
Steuergegenſtand eine Neu: oder Nachfeſtſtellung des Einheitswertes vorgenommen, fo wird dieſer 
der Veranlagung zu Grunde gelegt. 


8 9 
Bei Eintritt eines Befreiungsgrundes wird die Grundvermögenſteuer bis zum Schluß des Ver⸗ 
anlagungszeitraums erhoben, in dem die Steuerpflicht weggefallen iſt. 


7 
Erhebung 


8 10 


(1) Die Grundvermögenſteuer wird mit je einem Viertel ihres Betrages am 15. Mai, 15. Auguſt, 
15. November und 15. Februar fällig, durch Gemeindebeſchluß können andere Fälligkeitstermine feſt⸗ 
geſetzt werden. 
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(2) Über die Höhe der Grundoermogenſteuer iſt ein ſchriftlicher Steuerbeſcheid zu erteilen. Die Ge⸗ 
meindebehörde iſt befugt, die Steuerbeſcheide durch öffentliche Bekanntmachung zu erſetzen. 

(3) Bis zur Zuſtellung eines Steuerbeſcheides oder der öffentlichen Bekanntmachung für ein 
neues Rechnungsjahr hat der Steuerſchuldner zu den in Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkten Vorauszah⸗ 
lungen in Höhe von je einem Viertel der zuletzt feſtgeſetzten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 

(4) Soweit die ſich auf Grund des neuen Steuerbeſcheides ergebenden Vierteljahreszahlungen 
die Vorauszahlungen überſteigen, die bis zur Zuſtellung des neuen Steuerbeſcheides nach Abſ. 3 zu 
leiſten ſind, iſt der Unterſchiedsbetrag zuſammen mit der nächſten Vierteljahreszahlung zu entrichten, 
die nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides fällig wird. Soweit die ſich auf Grund des neuen Steuer⸗ 
beſcheides ergebenden Vierteljahreszahlungen hinter den Vorauszahlungen zurückbleiben, die bis zur Zu⸗ 
ſtellung des neuen Steuerbeſcheides nach Abſ. 3 tatſächlich geleiſtet worden ſind, iſt der Unterſchieds⸗ 
betrag auf die nächſte Vierteljahreszahlung anzurechnen, die nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides 
fällig wird: überſchießende Beträge werden erſtattet, ſoweit eine Verrechnung auf anderweitige 
Abgabenreſte des Steuerſchuldners nicht möglich iſt. a 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung und der Maßgabe in Kraft, das ſie erſtmalig An⸗ 
wendung findet auf die Veranlagung zur Grundvermögenſteuer für das am 1. April 1935 beginnende 
Rechnungsjahr. 


Danzig, den 27. Dezember 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Hoppenrath Huth v. Wnuck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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